
SCHLESWIG-HOLSTEIN / Landtagswahlen

Spagat Minderheiten-Regionalpartei
Bozen (D) - Die Pattsituation
nach den Wahlen in Schleswig-
Holstein macht die friesisch-
dänische Minderheitenpartei
SSW zum Königsmacher. Wel-
che politischen Forderungen
eine privilegierte Minderhei-
tenpartei daran knüpfen darf,
wird auch in Südtirol aufs Hef-
tigste diskutiert

In diesem
Zusammen-
hang stellt der
EUEAC-Mit-
arbeiter Gün-
ther Rautz
(Foto) folgen-
de Überlegun-
gen an: Nach
den Landtags -
wählen ver-
fügt die CDU und FDP über 34
Mandate, SPD und Grüne über
33 und der Südschleswiger
Wählerverband (SSW) mit nur
3,6 Prozent der Stimmen über
zwei Mandate. Wie so oft in
Minderheitengebieten Europas

ist auch die Zahl der Dänen
und Friesen zu gering, um aus
eigener Kraft in den Landtag
zu kommen. Erst die Bonn-Ko-
penhagener Vereinbarungen
von 1955 befreite den SSW von
der Fünfprozenthürde für den
erfolgreichen Landtagseinzug.

Bei der Regierungsbildung
beschränkt sich die SSW-Spit-
zenkandidatin Anke Spooren-
donk nicht auf minderheiten-
spezifische Forderungen, son-
dern verfolgt schon wie im
Wahlkampf allgemeine Wirt-
schafts-, Sozial- und schulpo-
litische Ziele.

Die nun entbrannte Diskus-
sion dreht sich um die Frage, ob
eine bei den Wahlen privile-
gierte Minderheitenpartei sich
auf Minderheitenthemen im
engsten Sinne des Wortes be-
schränken muss. Oder darf sie
wie eine normale Partei agie-
ren, ohne auf ihre Befreiung
von der 5-Prozent-Hürde zu
verzichten?

Letzteres wurde vier Tage
vor der Wahl in Schleswig-Hol-
stein vom deutschen Bundes-
verfassungsgericht in Karlsru-
he bestätigt. Obwohl die dä-
nische Minderheit nur im Lan-
desteil Schleswig lebt, gilt für
die Verfassungsrichter die Be-
freiung von der 5-Prozent-
Wahlhürde auch in Holstein.
Diese sehr weitgehenden Mit-
gestaltungsrechte zugunsten
des SSW sind auch entschei-
dend für dessen Selbstver-
ständnis als Partei.

Wie schon bei der letzten
Wahl kommt fast die Hälfte der
Stimmen nicht aus dem Min-
derheitengebiet in Schleswig.
Als Partei, die im gesamten
Landesgebiet auch von Nicht -
minderheitenangehörigen ge-
wählt wird, versucht der SSW
einen Spagat zwischen Min-
derheiten- und Regionalpartei.
Solange die Ausnahme von der
5-Prozent-Hürde dem SSW
auch als Minderheiten- und

Regionalpartei garantiert ist,
hat dieser auf jeden Fall das
demokratische Recht, allge-
meinpolitische Akzente zu set-
zen. Und solange die SSW
Mandatare als vollberechtigte
Abgeordnete im Kieler Land-
tag vertreten sind, werden sie
bei diesen knappen Mehrheits-
verhältnissen immer Mehr-
heitsbeschaffer sein.

Im Sinne des Wählerauftra-
ges hat der SSW sogar die
Pflicht, neben seinen minder-
heitenspezifischen auch allge-
meine Wahlziele durchzusetzen
- eine Konstellation, die sich
für Minderheiten vertretende
Parteien nur selten ergibt. Aber
auf jeden Fall eine große Chan-
ce, die es zu nutzen gilt.

Der SSW kann nun bewei-
sen, dass er sowohl für das
ganze Land als auch zum Woh-
le der friesisch-dänischen Min-
derheitenangehörigen bereit
ist, eine verantwortungsvolle
Politik zu machen. "D"

Rautz: Friesisch-dänische SSW muss über reine Minderheitenthemen hinausgehen
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